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SPERRFRIST: REDEBEGINN!!!
R E D E
von
DR. GUIDO WESTERWELLE, MdB,
F.D.P.-Generalsekretär,

zum Dreikönigstreffen in Stuttgart

Staatstheater “Großes Haus”

am 06. Januar 2001 

Es gilt das gesprochene Wort!
Anrede

Viele rätseln, warum die F.D.P. derzeit so viel Zuspruch erfährt.

Seit vielen Monaten liegen wir bei dem treffsicheren Allensbach Institut stabil zwischen neun und zehn Prozent. 

Seit April gehen unsere Mitgliederzahlen nach oben. Im Saldo von Zu- und Abgängen ist die F.D.P. um mehrere Hundert Mitglieder gewachsen. Das klingt nicht viel. Aber damit sind wir die einzige Partei in Deutschland, die aktuell wächst. Und die jünger wird. 

Bei den letzten Landtagswahlen konnten wir große Erfolge verbuchen. Und die Chancen in Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz auf Siege sind vorzüglich.

Manche mutmaßen, dies läge an besonders gelungenen Wahlkämpfen. Manche meinen, es sei unser Talent für PR. Manche sagen, es läge an den Schwierigkeiten der Anderen. Und manche hoffen, es ginge vorüber.

Doch die Ursachen für den zunehmenden Erfolg der F.D.P. liegen viel tiefer. Die Parteienlandschaft verändert sich, weil die Gesellschaft sich verändert.

Diese gesellschaftlichen Veränderungen sind eine historische Chance für die Freien Demokraten. 

Die Menschen, die ein mobileres, mutigeres Deutschland wollen, haben entdeckt, dass es neben den beiden monolithischen Blöcken der Volksparteien und den vermufften Grünen oder gar den Sozialisten von der PDS eine Partei gibt, die nicht auf Staatskollektivismus setzt sondern auf Freiheit. Die die Werte verkörpert, die diese Menschen wichtig finden. Selbständigkeit, Mobilität, Technologiefreundlichkeit, Weltoffenheit und Leistungsfreude. Es ist die Geisteshaltung, die diese Menschen mit uns verbindet, nicht eine Berufsgruppe oder ein Alter, eine Einkommensklasse oder eine Religion. Wir Liberale sind die Partei für diese freiheitliche Geisteshaltung. Die liberale Politik ist gut für alle Menschen im Volke. Leistungsbereit, weltoffen und tolerant, das kann der Vorstandsvorsitzende genauso sein wie der Arbeiter. Weniger staatliche Gängelung und mehr persönliche Freiheit und Verantwortung, das wollen viele Selbständige genauso wie Angestellte. Liberale Politik ist nicht nur gut für wenige, die es schon geschafft haben. Sie öffnet allen Menschen in Deutschland neue Chancen. Wurde das Ziel mehr Freiheit und mehr Verantwortung des Einzelnen, weniger staatliche Bevormundung noch vor kurzem als Turbokapitalismus, Ellenbogengesellschaft und soziale Kälte diffamiert, so sieht in diesem liberalen Weg heute auch die Mehrheit der Bevölkerung die richtige Antwort auf die neue Zeit. 

Die gesellschaftliche Realität verändert sich und also verändert sich auch das Denken der Menschen.

Die Tatsache, dass mehr als 20 Mio. Deutsche heute schon online sind und jeder dritte im Jahr 2002 online sein wird, ist mehr als ein Symbol. Wer weltweit durchs Internet surft, dessen Verständnis für moderne Technologien verändert sich. Er will sich öffnen, nicht abschotten.

Die F.D.P. ist die Partei, für diejenigen, die geistig und persönlich mobil sein wollen. 

Wir haben zunehmenden Erfolg, weil wir auf Chancen durch Leistung setzen.

Der Start-Uper in Kreuzberg, der seine Kreativitätsphase nachts um 23 Uhr hat, hat kein Verständnis für den Gewerkschafts-Funktionär, der ihn um diese Zeit nach Hause zwingen will. Der 55-Jährige, der noch einmal eine Chance wittert durch einen neuen Job, hat kein Verständnis für den IG-Metaller, der ihn lieber zum Frührentner machen will. Mehr Flexibilität auf Betriebsebene, dort wo die Menschen wissen, was notwendig ist, ist Ziel der F.D.P. 

Zum ersten mal in unserer Geschichte gibt es in Deutschland mehr Aktienbesitzer als Gewerkschaftsmitglieder. Und viele Gewerkschaftsmitglieder haben Aktien. Das ist der Weg, weg von der Staatskundengesellschaft hin zur Teilhabergesellschaft. Das ist der Weg, den Deutschland geht. Wer selber Teilhaber der Volkswirtschaft ist, fühlt sich auch anders für sie verantwortlich. 

Otto Graf Lambsdorff hat einmal gesagt: „Wir wollen kein Volkseigentum, sondern ein Volk von Eigentümern.“ 

Staatsbürger, nicht Staatskunden entsprechen unserem liberalen Gesellschaftsverständnis. 

Deshalb ist Steuerpolitik auch weit mehr als ein ökonomisches Thema. Es ist ein Freiheitsthema. Eine zu hohe Steuer- und Abgabenlast ist nicht nur schlecht für Produktivität, Wachstum und Arbeitsplätze. Eine Staatsquote von fast 50% kann auf Dauer nicht akzeptiert werden. Wenn jede zweite Mark, die in Deutschland ausgegeben wird, durch die Hände des Staates geht, dann ist das zuviel bürokratische Staatswirtschaft und zu wenig soziale Marktwirtschaft. Wenn der Bundesfinanzminister erklärt: „Diese und die nächste Wahlperiode ist für mich das Thema Steuersenkungen erledigt“, dann liegt er falsch. Die F.D.P. wird nach ihrer erneuten Regierungsbeteiligung im Jahr 2002 ihre Vorschläge für ein niedriges einfaches und gerechteres Steuersystem durchsetzen. Den Menschen muss von dem, was sie sich hart erarbeitet haben, mehr übrig bleiben, sonst wird ihnen die Lust auf Leistung genommen. Leistungsgerechtigkeit ist genauso eine liberale Kategorie wie soziale Gerechtigkeit. 

Wenn Herr Eichel sich feiern lässt, dass er mit den Erlösen aus der Privatisierung der Post und der Versteigerung der UMTS-Lizenzen die Verschuldung zurückführt, schmückt er sich mit fremden Federn. Die F.D.P. hat die Privatisierungspolitik durchgesetzt. Keine Mark hätte der Bundesminister aus diesen Erlösen einsetzen können, wenn die F.D.P. nicht seinerzeit gegen den Widerstand auch und gerade der Sozialdemokraten die Privatisierungs- und Liberalisierungspolitik ermöglicht hätte. 

Die Staatsverschuldung zurückzuführen ist ein Gebot der Generationengerechtigkeit. Generationengerechtigkeit ist auch mein ganz persönliches Anliegen. Jede Gesellschaft braucht einen fairen Ausgleich zwischen den Generationen. Das gilt bei der Staatsverschuldung, dem Umweltschutz, den sozialen Sicherungssystemen. Das gilt aber insbesondere auch bei der Bildungspolitik. Nur wenn wir mehr als bisher in Bildung investieren, wird Deutschland zukunftsfähig sein. Wir dürfen keinen weiteren Rückzug des Staates aus der Bildungsfinanzierung zulassen. In Deutschland fließen nur 6,2% der staatlichen Ausgaben in die Schulen. Im Durchschnitt aller OECD-Ländern sind es 9,5%. An privaten Mitteln wird international fast neunmal so viel für Bildung aufgewendet wie in Deutschland. Spitze sind wir in Deutschland nur noch bei den langen Schul- und Studienzeiten. Wer an der Jugend spart, macht die Zukunft ärmer. 

Selbständige, kreative und kompetente Bildungseinrichtungen brauchen wir. Denken lernen, nicht ständig nur Gedachtes pauken ist notwendig. Die Jugend will Leistung bringen, aber sie erwartet auch zu Recht Leistung von ihrer Schule, ihrer Hochschule oder ihrer Berufsbildungseinrichtung. Bessere Bildungschancen ist nicht nur ein Thema für die Jungen. Gerade die Großeltern und Eltern dieser Kinder wollen nicht akzeptieren, dass sie immer mehr Geld in Form von Steuern und Abgaben an den Staat zu zahlen haben, der ihren eigenen Kindern dafür aber ein immer schlechteres Bildungssystem zur Verfügung stellt. 

Der Geist der Zeit hat sich geändert. Und dieser Geist der Zeit hat mehr Substanz als mancher glaubt. Die Politik wird wieder beweglicher. Sie richtet sich wieder an Menschen und nicht an Kollektive. 

Die beiden großen Volksparteien unterliegen dem Phänomen der Unbeweglichkeit der Tanker. CDU und SPD haben ihre historische Legitimation aus Kirchenkampf oder Arbeiterbewegung verloren. Und jedem neuen Problem einen neuen Paragraphen hinterher zu werfen, reicht auch schon lange nicht mehr.

Das ist die große Chance der Freien Demokraten. Als Partei für das ganze Volk gehen wir auf Augenhöhe mit den beiden großen Parteien in die Wahlauseinandersetzung 2002.

Die PDS bremst, wo sie nur kann. Die PDS ist längst zum Echo der Vergangenheit geworden. Sie löst keine Probleme, sie braucht Probleme, um politisch erfolgreich zu sein. 

Die Grünen wachsen sich aus. Gelegentlich ist die These zu lesen, die Grünen wären auf dem Weg, die Nachfolge der F.D.P. anzutreten. Das stimmt. Die Grünen werden nach der nächsten Bundestagwahl unsere Nachfolge antreten und zwar als Oppositionspartei. Wenn sie nicht aufpassen, als außerparlamentarische. 

Bsp. Frau Fischer (BSE- bitte sofort entlassen) 

Bsp. Herr Trittin (Ökosteuer) 

Bsp. Herr Fischer:

Vielleicht muss man erst Bundesaußenminister werden, um bei Gewalt gegen Menschen den Unterschied zwischen am Boden liegenden und aufrecht stehenden Polizisten zu erkennen.

Die Grünen können es nicht. Sie lähmen unser Land. Sie sind der Regierungsverantwortung nicht gewachsen. Wir wollen und werden die Grünen im Jahr 2002 aus der Regierungsverantwortung verdrängen. 

Die neue Unabhängigkeit hat der F.D.P. gut getan. Diese neue Unabhängigkeit wird uns auch im Wahlkampf 2002 stark machen. Wir sind zuallererst die einzige liberale Partei in Deutschland und erst in zweiter Linie Koalitionspartner von irgend jemand anders. Unser Ziel ist klar definiert: Die F.D.P. muss so stark werden, dass es in Deutschland außer der unwahrscheinlichen Möglichkeit einer großen Koalition keine Regierung ohne die Liberalen geben kann. Wir werden uns deshalb auch auf einen Bundestagswahlkampf ohne Koalitionsaussage einstellen. Die F.D.P. ist eine Alternative zu allen anderen Parteien in Deutschland. 

Unser Kursbuch dafür sind die Wiesbadener Grundsätze.

Doch dieses Kursbuch muss vermittelt werden.

Wenn wir uns an alle Bürgerinnen und Bürger wenden, wenn wir uns gerade auch an die Erst- und Jungwähler, an die Nicht-Wähler und die Wechsel-Wähler wenden, dann können wir nicht warten, bis diese Leute zu uns kommen.

Wenn die Menschen nicht mehr zur Politik kommen, dann muss die Politik zu den Menschen kommen. Wir werden unsere Ziele nur erreichen, wenn wir unsere Ideen und Vorstellungen endlich auch außerhalb der Kolumnen der klugen überregionalen Tageszeitungen offensiv vertreten. Deren Leser sind meist umfassend informiert, doch häufig auch politisch gebunden. Es sind einige hunderttausend in einem Land mit achtzig Millionen Einwohnern.

Wir müssen neue Wege gehen, um genau die Jugendlichen für Politik zu interessieren, die nicht die vorzüglichen Sendungen bei Sabine Christiansen, Maybrit Illner oder Erich Böhme verfolgen.

Die Menschen treffen auch im Bereich der Unterhaltungs- und Informationsauswahl ihre eigenverantwortlichen und bewußten Entscheidungen. Wir kommen als demokratische Politiker an die jungen Menschen nur heran, wenn wir dahin gehen, wo sie sind. Sonst wird Politik elitär.

Wir als Freie Demokraten wollen unsere Möglichkeiten verbreitern, indem wir uns vor der Bundestagswahl rechtzeitig neu aufstellen. Es geht darum, dass wir die Anhängerinnen und Anhänger der F.D.P. weiter um ihre Unterstützung bitten. Es geht darum, dass wir die bisherigen Wählerinnen und Wähler der F.D.P. weiter für die F.D.P. begeistern möchten. Und es geht auch darum, neue Anhängerinnen und Anhänger, neue Wählerinnen und Wähler für die F.D.P. zu gewinnen. Deswegen verbreitern wir unsere Möglichkeiten mit einer neuen personellen Konstellation. Wolfgang Gerhardt und ich wollen als Tandem an der Spitze eines Teams die F.D.P. in die kommenden Wahlkämpfe führen. Dies ist auch ein Stück eines beabsichtigten Generationswechsels.

Ich möchte an dieser Stelle Wolfgang Gerhardt für die ebenso schwierige wie honorige Entscheidung danken.

Alle Mitglieder der Freien Demokraten und insbesondere der Führung der Freien Demokraten sind herzlich eingeladen, in diesem Team mitzuwirken, und ich bitte auch ganz persönlich die Mitglieder der Freien Demokraten, die Delegierten des Bundesparteitages und auch die Führungsmitglieder der Freien Demokraten um ihre Unterstützung. Wir zwei wollen das Tandem an der Spitze sein, das zusammen mit anderen Führungsmitgliedern erfolgreich für die F.D.P. wirken kann.

Unser Ziel ist es, dass wir im Jahr 2002 erneut Regierungsverantwortung übernehmen. Und dafür müssen wir uns optimal aufstellen. Dazu zählt auch, dass wir vorher die Landtagswahlkämpfe erfolgreich bestreiten. Baden Württemberg und Rheinland Pfalz sind Wahlkämpfe in zwei Stammländern der Liberalen.

(Bsp. Arbeitslosigkeit: Baden-Württemberg 4,9%, Hessen 6,5%, Rheinland-Pfalz 6,6% (Plätze 2-4))

Es folgt eine Landtagswahl in Hamburg. Auch in Hamburg werden wir hervorragende Chancen haben, wieder parlamentarisch zu werden. Anschließend findet eine Landtagswahl in Sachsen Anhalt statt. Dort schaffen wir die Trendwende in den neuen Ländern.

Wir beide werden gemeinsam mit Ihnen das zusammen schaffen und zusammen packen. Ich bitte jedenfalls alle diejenigen, die Liberalismus in Deutschland wünschen und die eine stärkere Rolle der Liberalen wünschen, um ihr Vertrauen und ihre Unterstützung.
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